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Goll: Landesregierung muss beim Rettungsdienst mehr Fahrt aufnehmen

Anlässlich einer Debatte zur Situation des Rettungsdienstes in Baden-Württemberg sagte der
innenpolitische Sprecher der FDP/DVP Fraktion, Prof. Dr. Ulrich Goll:

„Im März 2018 kündigte Innenminister Strobl große Veränderungen im Rettungsdienst an. Endlich, so
schien es, war die Landesregierung angesichts der zahlreichen Probleme dort aufgewacht. Seit Jahren
werden die gesetzlichen Hilfsfristen nicht eingehalten. Die Rettungsdienste leiden unter
Personalmangel, der zum Ausfall von Einsatzschichten führt. Rettungswagen werden zum
Krankentransport eingesetzt, weil sich der Rettungswageneinsatz lukrativer abrechnen lässt, der
Krankentransport nicht rentabel ist. Bereichspläne geben nicht die tatsächliche Situation und die
Anforderungen der Rettungsdienstbereiche wieder. Den Notfallsanitätern fehlt die Rechtsgrundlage
für zahlreiche Behandlungen.

Leider aber bewegt sich die Landesregierung  nur sehr langsam. Fast ein Jahr dauerte es, bis sie sich
zur Installierung des „Ärztlichen Leiters Rettungsdienst“ durchringen konnte. Für den Appell an den
Bund, Rechtsklarheit für die Notfallsanitäter zu schaffen, brauchte sie ein halbes Jahr. Nicht
entschieden ist, wie es mit den integrierten Leitstellen weiter gehen soll, welche Konsequenzen die
Landesregierung aus den nun meldepflichtigen Schichtausfällen zieht, wann Krankentransport und
Rettungsdienst ernsthaft getrennt und die Zahl der Einsatzfahrzeuge erhöht werden. Zeit aber ist das
Letzte, was man sich im Rettungsdienst leisten kann. Es geht dort jeden Tag um Menschenleben.

Wir wollen jetzt, dass die Landesregierung ihren Aufsichtspflichten nachkommt, mehr
Ausbildungsplätze für Notfallsanitäter geschaffen werden, mehr Mittel u. a. der Krankenkassen für den
Rettungsdienst und eine Zulassung privater Rettungsdienste in den unterversorgten
Rettungsdienstbereichen.“


